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Geltungsbereich  
Die BFV gelten als Allgemeiner Teil jener Filmversicherungssparten, die auf die Geltung der BFV besonders 
hinweisen. 
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Artikel 1 - Anzeige von Gefahrenumständen bei Vertra gsabschluß  
 
Der Versicherungsnehmer hat bei Abschluss des Vertrages alle ihm bekannten Umstände, die für die 
Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Ein 
Umstand, nach welchem der Versicherer ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich. Bei 
schuldhafter Verletzung dieser Pflichten kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 21 des 
Versicherungsvertragsgesetzes 1958 (BGBl 2/1959 in der Fassung BGBl 652/1994) (VersVG) vom Vertrag 
zurücktreten und wird diesfalls von der Verpflichtung zur Leistung frei.  
 
Artikel 2 - Gefahrerhöhung  
 
(1) Nach Vertragsabschluss darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers keine 
Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. Erlangt der 
Versicherungsnehmer Kenntnis davon, daß eine Gefahrerhöhung ohne sein Wissen oder ohne seinen Willen 
eingetreten ist, hat er dem Versicherer unverzüglich schriftlich Anzeige zu erstatten.  
 
(2) Tritt nach dem Vertragsabschluss eine Gefahrerhöhung ein, kann der Versicherer kündigen. Verletzt der 
Versicherungsnehmer eine der in Abs. 1 genannten Pflichten, ist der Versicherer außerdem nach Maßgabe der 
§§ 23 bis 31 VersVG von der Verpflichtung zur Leistung frei.  
 
(3) Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze finden auch Anwendung auf eine in der Zeit zwischen Stellung 
und Annahme des Versicherungsvertrages eingetretene Gefahrerhöhung, die dem Versicherer bei der Annahme 
des Antrages nicht bekannt war.  
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Artikel 3 - Sicherheitsvorschriften  
 
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer gesetzliche, behördliche oder vereinbarte Sicherheitsvorschriften oder 
duldet er ihre Verletzung, kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, die Versicherung mit einmonatiger Frist kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Verletzung bestanden hat.  
 
(2) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Schadenfall nach der Verletzung eintritt 
und die Verletzung auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers beruht. Die Verpflichtung 
zur Leistung bleibt bestehen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des Schadenfalles oder soweit 
sie keinen Einfluss auf den Umfang der Entschädigung gehabt hat, oder wenn zur Zeit des Schadenfalles trotz 
Ablaufs der Frist die Kündigung nicht erfolgt war.  
 
(3) lm übrigen gilt § 6 VersVG. lst mit der Verletzung einer Sicherheitsvorschrift eine Gefahrerhöhung verbunden, 
finden die Bestimmungen über die Gefahrerhöhung Anwendung.  
 
 
Artikel 4 - Prämie, Beginn und Ende des Versicherungss chutzes   
 
(1) Der Versicherungsnehmer hat die erste oder einmalige Prämie einschließlich Nebengebühren innerhalb von 
14 Tagen nach Abschluss des Versicherungsvertrages und Aufforderung zur Prämienzahlung zu bezahlen 
(Einlösung der Polizze). Der Versicherungsschutz beginnt mit dem in der Polizze festgesetzten Zeitpunkt, 
soferne die Polizze rechtzeitig oder ohne schuldhaften weiteren Verzug eingelöst wird; sonst mit dem Zeitpunkt 
der späteren Prämienzahlung.  
 
(2) Folgeprämien einschließlich Nebengebühren sind zu den vereinbarten Fälligkeitsterminen zu entrichten.  
 
(3) Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung gelten die §§ 38, 39, 39a bzw. 91 VersVG. Die gerichtliche 
Geltendmachung des Anspruches auf rückständige Folgeprämien kann nur innerhalb eines Jahres nach Ablauf 
der nach §§ 39 bzw. 91 VersVG gesetzten Zahlungsfristen erfolgen.  
 
(4) Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt 
dem Versicherer die Prämie für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen 
anderes vorsehen.  
Endet der Versicherungsvertrag vor Ablauf der Vertragszeit wegen Wegfalls des lnteresses, gebührt dem 
Versicherer die Prämie, die er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, in welchem der Versicherer von dem Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt.  
Tritt der Versicherer nach § 38 (1) VersVG zurück, weil die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt wurde, kann er 
eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen  
 
 
 
 
Artikel 5 - Wirkung des Konkurses und des Ausgleich verfahrens  
 
Der Versicherer kann nach Eröffnung des Konkurses oder des Ausgleichverfahrens über das Vermögen bzw. der 
Anordnung der Zwangsverwaltung über die Liegenschaft des Versicherungsnehmers den Vertrag mit einer Frist 
von einem Monat kündigen.  
 
 
Artikel 6 - Mehrfache Versicherung 
 
(1) Nimmt der Versicherungsnehmer bei einem anderen Versicherer für das versicherte Interesse eine 
Versicherung gegen dieselben Gefahren, hat er dem Versicherer unverzüglich den anderen Versicherer und die 
Versicherungssumme anzuzeigen.  
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Artikel 7 - Überversicherung, Doppelversicherung  
 
(1) Die Versicherung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Auch wenn die Versicherungssumme den 
Versicherungswert übersteigt (Überversicherung), hat der Versicherer nicht mehr als die bedingungsgemäße 
Ersatzleistung zu erbringen.  
 
(2) Übersteigt die Versicherungssumme den Versicherungswert erheblich, können der Versicherungsnehmer und 
der Versicherer nach § 51 VersVG eine Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen. Eine 
tariflich festgelegte Mindestprämie bleibt unberührt.  
 
(3) lm Falle der Doppelversicherung gelten die §§ 59 und 60 VersVG.  
 
 
Artikel 8 - Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall 
 
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles: 

1.1 Den Schaden den Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen; 
Schäden durch Diebstahl , Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung hat er darüber hinaus 
unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen und dort unverzüglich ein Verzeichnis der 
abhanden gekommenen Sachen einzureichen;  

1.2 den  Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu mindern und dabei die Weisungen des 
Versicherers zu befolgen; er hat, soweit die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen; 

1.3. den Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des Zumutbaren jede Untersuchung über Ursache 
und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungsleistung zu gestatten, jede hierzu 
dienliche Auskunft - auf Verlangen schriftlich zu erteilen und die erforderlichen Belege beizubringen; 

1.4. das Schadenbild bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer unverändert zu lassen, es sei denn: 
 

• die Aufrechterhaltung des Betriebes oder Sicherheitsgründe erfordern einen Eingriff oder  
• die Eingriffe mindern voraussichtlich den Schaden oder  
• der Versicherer hat zugestimmt oder  
• die Besichtigung durch den Versicherer hat nicht unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von fünf 

Arbeitstagen seit Eingang der ersten Schadenanzeige, stattgefunden. 
• Der Versicherungsnehmer hat jedoch in jedem dieser Fälle die beschädigten Teile bis zu einer 

Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren. 
 
Werden vom Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stellung für die Betriebsführung verantwortlichen 
Personen nach Eintritt des Schadenfalls eine der oben genannten Obliegenheiten grobfahrlässig oder vorsätzlich 
verletzt, tritt Leistungsfreiheit nach Maßgabe des § 6 Abs. 3 VersVG ein. 
 
 
Artikel 9 - Schuldhafte Herbeiführung des Schadenfall es;  

 
(1) Wenn der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stellung für die Betriebsführung verantwortlichen 
Personen den Schaden vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeiführt, ist der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer gegenüber von jeder Verpflichtung zur Leistung aus diesem Schadenfall frei.  
 
(2) lst der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stellung für die Betriebsführung verantwortlichen 
Personen wegen des herbeigeführten Schadens oder wegen eines bei der Feststellung der Leistungspflicht oder 
bei der Ermittlung der Entschädigung begangenen Betruges oder Betrugsversuches rechtskräftig zu einer Strafe 
verurteilt, so gilt die Leistungsfreiheit als festgestellt.  
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Artikel 10 - Sachverständigenverfahren  
 
(1) Jeder Vertragspartner kann verlangen, dass Ursache und Höhe des Schadens durch Sachverständige 
festgestellt werden. Die Feststellungen die die Sachverständigen im Rahmen ihrer Zuständigkeit treffen, sind 
verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen.  
 
(2) Die Feststellung der Sachverständigen müssen enthalten: 

• Den Umfang der Beschädigungen und Zerstörungen, bei Personenschäden die gesundheitliche 
Beeinträchtigung und soweit für die jeweilige Entschädigung erforderlich 

• die Aufwendungen der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung; 
• den bedingungsgemäßen Versicherungswert der beschädigten, zerstörten oder abhanden gekommenen 

Sachen; 
• die Aufwendungen bei Abbruch; 
• die Mehrkosten bei Unterbrechung 
• Restwerte und sonstige Kosten.  

 
(3) Für das Sachverständigenverfahren gelten, soweit im folgenden nichts Abweichendes bestimmt wird, die 
Bestimmungen der Zivilprozessordnung über Schiedsgerichte:  
 
a) Jeder Vertragspartner ernennt einen Sachverständigen. Jeder Vertragspartner kann den anderen unter 

Angabe des von ihm gewählten Sachverständigen zur Ernennung des zweiten Sachverständigen schriftlich 
auffordern. Erfolgt diese Ernennung nicht binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung, wird auf 
Antrag des anderen Vertragspartners der zweite Sachverständige durch das für den Schadenort zuständige 
Bezirksgericht ernannt. ln der Aufforderung ist auf diese Folge hinzuweisen.  

 
Beide Sachverständige wählen vor Beginn des Feststellungsverfahrens einen dritten als Obmann. Einigen sie 
sich nicht, wird der Obmann auf Antrag eines Vertragspartners oder beider Vertragspartner durch das für den 
Schadenort zuständige Bezirksgericht ernannt.  

 
b) Die Sachverständigen reichen ihre Feststellung gleichzeitig dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer 

ein. Weichen die Ergebnisse der Feststellungen voneinander ab, übergibt der Versicherer sie unverzüglich 
dem Obmann. Dieser entscheidet über die strittig gebliebenen Punkte innerhalb der Grenzen beider 
Feststellungen und reicht seine Feststellung gleichzeitig dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer 
ein.  

 
c) Jeder Vertragspartner trägt die Kosten seines Sachverständigen, die Kosten des Obmannes tragen beide je 

zur Hälfte.  
 
(3) Auf Grund der Feststellung der Sachverständigen oder des Obmannes wird die Entschädigung berechnet.  
 
(4) Durch das Sachverständigenverfahren werden die Pflichten des Versicherungsnehmers im Schadenfall nicht 
berührt. 
 
 
Artikel 11 - Zahlung der Entschädigung  
 
(1) Die Entschädigung ist erst nach ihrer vollständigen Feststellung fällig, jedoch kann einen Monat nach Anzeige 
des Schadens als Teilzahlung der Betrag verlangt werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 
Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange infolge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.  
 
(2) Der Versicherer ist berechtigt, die Zahlung aufzuschieben,  

a) wenn Zweifel über die Berechtigung des Versicherungsnehmers zum Zahlungsempfang bestehen, bis zur 
Beibringung des erforderlichen Nachweises;  

b) wenn eine polizeiliche oder strafgerichtliche Untersuchung aus Anlass des Schadens gegen den 
Versicherungsnehmer eingeleitet wurde, bis zur Erledigung dieser Untersuchung.  
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(3) Wenn der Entschädigungsanspruch nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr gerichtlich geltend gemacht 
wird, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen Anspruch zumindest mit 
der Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde gelegten Tatsache und der diesbezüglichen gesetzlichen 
oder vertraglichen Bestimmungen sowie unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge 
schriftlich abgelehnt hat, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
(4) lm übrigen gelten die §§ 11 und 12 VersVG.  
 
 
Artikel 12 - Rechtsverhältnis nach dem Schadenfall  
 
(1) Nach Eintritt eines Schadenfalles hat der Versicherungsnehmer die durch den Schaden verbrauchte 
Versicherungssumme auf die ursprüngliche Höhe durch Prämiennachzahlung pro rata temporis aufzufüllen. 
 
(2) Nach Eintritt des Schadenfalles kann 

(a) der Versicherungsnehmer kündigen, wenn der Versicherer die Anerkennung eines begründeten 
Entschädigungsanspruches ganz oder teilweise verweigert oder verzögert hat. Die Kündigung kann nur 
innerhalb eines Monates nach Ablehnung der Versicherungsleistung, im Falle eines Rechtsstreites über 
diese auch innerhalb eines Monates nach Rechtskraft des Urteiles erfolgen; im Falle der Verzögerung der 
Anerkennung muss die Kündigung innerhalb eines Monates nach Fälligkeit der Versicherungsleistung 
ausgesprochen werden.  

 
Die Kündigung darf nicht für einen späteren Zeitpunkt als für den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode erfolgen. Hat der Versicherungsnehmer bei Verzögerung der Anerkennung des 
begründeten Versicherungsanspruches nicht innerhalb eines Monates nach Fälligkeit der 
Versicherungsleistung gekündigt und erfolgt nachher eine Ablehnung der Versicherungsleistung durch 
den Versicherer, kann der Versicherungsnehmer noch innerhalb eines Monates nach dieser Ablehnung 
kündigen.  

 
b) der Versicherer kündigen, wenn er Entschädigung geleistet oder die Verpflichtung zur Leistung 

mindestens dem Grunde nach anerkannt hat oder der Versicherungsnehmer einen 
Entschädigungsanspruch arglistig erhoben hat.  

 
Die Kündigung muss innerhalb eines Monates nach Leistung der Entschädigung oder Anerkennung der 
Verpflichtung zur Leistung dem Grunde nach oder Ablehnung des arglistig erhobenen 
Entschädigungsanspruches erfolgen.  

 
Die Kündigung wird 14 Tage nach Zugang wirksam. Eine Kündigung wegen arglistiger Erhebung eines 
Entschädigungsanspruches kann mit sofortiger Wirkung erfolgen.  

 
 
Artikel 13 - Form der Erklärungen  
 
Sämtliche Anzeigen und Erklärungen einschließlich Rücktritts- und Kündigungserklärungen des 
Versicherungsnehmers müssen schriftlich erfolgen. 
 
 
Artikel 14 - Subsidiaritätsklausel 
 
Anderweitige Versicherungsverträge gehen diesem Vertrag vor. 
 
Artikel 15 - Anwendbares Recht  
Es gilt österreichisches Recht.  
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Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz 1958 (BGB I. Nr. 2/1959 in der Fassung BGBI. 652/1994) 
(VersVG)  
 
 
 
 
§ 16. (1) Der Versicherungsnehmer hat beim Abschluss des Vertrages alle ihm bekannten Umstände, die für die 
Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich sind jene Gefahrumstände, die 
geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherten, den Vertrag überhaupt oder zu den vereinbarten 
Bestimmungen abzuschließen, einen Einfluss auszuüben. Ein Umstand. nach welchem der Versicherer 
ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich.  
 
(2) lst dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen Umstandes unterblieben, so kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten. Das gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen Umstandes deshalb unterblieben 
ist, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis des Umstandes arglistig entzogen hat.  
 
(3) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten Umstand kannte. Er ist auch 
ausgeschlossen, wenn die Anzeige ohne verschulden des Versicherungsnehmers unterblieben ist; hat jedoch 
der Versicherungsnehmer einen Umstand nicht angezeigt, nach dem der Versicherer nicht ausdrücklich und 
genau umschrieben gefragt hat, so kann dieser vom Vertrag nur dann zurücktreten, wenn die Anzeige vorsätzlich 
oder grob fahrlässig unterblieben ist.  
 
§ 17. (1) Der Versicherer kann vom Vertrag auch dann zurücktreten, wenn über einen erheblichen Umstand eine 
unrichtige Anzeige gemacht worden ist.  
 
(2) Der Rücktritt ist ausgeschlossen. wenn die Unrichtigkeit dem Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne 
Verschulden des Versicherungsnehmers unrichtig gemacht worden ist.  
 
§ 18. Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrumstände an der Hand schriftlicher, vom Versicherer gestellter 
Fragen anzuzeigen, so kann der Versicherer wegen unterbliebener Anzeige eines Umstandes, nach dem nicht 
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt worden ist, nur im Falle arglistiger Verschweigung zurücktreten.  
 
 
§ 38. (1) lst die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluss des 
Versicherungsvertrags und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versicherer, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der 
Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht wird.  
 
(2) lst die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des 
Abs. 1 noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der 
Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.  
 
(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der 
Versicherer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.  
 
(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 und 2 nicht aus.  
 
§ 39. (1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf 
dessen Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur Unterzeichnung 
genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 
2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, ohne Beachtung dieser Vorschriften, ist 
unwirksam.  
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(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist der Versicherungsnehmer zur Zeit des 
Eintrittes mit der Zahlung der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschulden verhindert 
war.  
 
(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist. Die Kündigung kann 
bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn 
der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt im Verzug ist; darauf ist der Versicherungsnehmer bei der 
Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der 
Versicherungsnehmer innerhalb eines Monates nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der 
Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monates nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung 
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.  
 
(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 bis 3 nicht aus.  
 
§ 39a. lst der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 v.H. der Jahresprämie, höchstens aber mit ATS 
800,-/EUR 59,- im Verzug, so tritt eine im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers nicht 
ein.  
 
§ 40. Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so 
gebührt dem Versicherer die Prämie nur für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit nicht 
Sonderbestimmungen anderes vorsehen. Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall die Zahlung 
einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäftsgebühr) auszubedingen (§ 1336 ABGB), bleibt unberührt.  
 
 
 
 
Konsumentenschutzgesetz § 1:   
 
(1 ) Dieses Hauptstück gilt für Rechtsgeschäfte, an denen  
 

1. einerseits jemand, für den das Geschäft zum Betrieb seines Unternehmens gehört (im folgenden kurz 
Unternehmer genannt), und  

 
2. andererseits jemand, für den dies nicht zutrifft (im folgenden kurz Verbraucher genannt), beteiligt sind.  

 
(2) Unternehmen im Sinn des Abs. 1 Z. 1 ist jede auf Dauer angelegte Organisation selbständiger wirtschaftlicher 
Tätigkeit, mag sie auch nicht auf Gewinn gerichtet sein. Juristische Personen des öffentlichen Rechts gelten 
immer als Unternehmer.  
 
(3) Geschäfte, die eine natürliche Person vor Aufnahme des Betriebes ihres Unternehmens zur Schaffung der 
Voraussetzung dafür tätigt, gehören noch nicht im Sinn des Abs. 1 Z 1 zu diesem Betrieb.  
 
(4) Dieses Hauptstück gilt nicht für Verträge. die jemand als Arbeitnehmer oder arbeitnehmerähnliche Person (§ 
2 Abs. 1 ArbGerG) mit dem Arbeitgeber schließt. 



 
 

 
Bedingungen für die Geräte-Versicherung 

(FG 2008) 
 

Diese Bedingungen haben nur im Zusammenhang mit den   
 Zürich Basisbedingungen für die  Filmversicherung 

 Gültigkeit  (BFV 2008)  
 
§ 1 Versicherte Sachen 
 
1 Versichert sind die im Versicherungsvertrag genannten Anlagen und Geräte der Medien- und Veranstaltungstechnik, 

einschließlich Musikinstrumente, Zubehör und Transportbehältnisse. 
 
2 Sachen mit einem Wert über EUR 15.000,-- gelten nur mitversichert, sofern sie in der Versicherungspolizze  einzeln 

mit ihrem Wert genannt sind. 
 
3 Nicht  versichert sind: 
 

3.1   Bild-, Ton- und Datenträger; 
 
3.2  zulassungs- oder versicherungspflichtige Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuge; 
 
3.3  Gebäude oder deren Bestandteile. 

 
 
§ 2 Versicherte Gefahren und Ausschlüsse 
 
1 Entschädigung wird geleistet für unvorhergesehen ein-tretende Beschädigungen, Zerstörungen oder 

Abhandenkommen der unter § 1 Ziffer 1 dieser Bedingungen genannten Sachen. 
 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine in leitender Stellung für die 
Betriebsführung verantwortlichen Personen  weder rechtzeitig vorhergesehen haben, noch mit dem für die im 
Betriebe ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen ohne grobe Fahrlässigkeit hätten vorhersehen können. 

 
2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht  auf: 
 

2.1 Schäden, die vom Versicherungsnehmer oder seinem Repräsentanten vorsätzlich oder grobfahrlässig 
herbeigeführt wurden; 

 
2.2 Schäden durch Kriegsereignisse jeder Art oder innere Unruhen; 
 
2.3 Schäden durch Kernenergie; 
 
2.4 Schäden durch betriebsbedingte, normale oder betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung oder Alterung; 

 
2.5 Schäden durch Diebstahl von Sachen mit einem Einzelwert über EUR 2.000,00  aus Kraft-, Luft- oder 

Wasserfahrzeugen in der Zeit zwischen 22.00 und 6.00 Uhr (Nachtzeit). Die Höchstentschädigung je Fahrzeug 
beträgt  EUR 15.000,00. 

 
 
§ 3 Versicherungsort 
 

Versicherungsschutz besteht innerhalb des im Versicherungsvertrag genannten Geltungsbereiches. 
 
 
§ 4 Versicherungssumme und Unterversicherung 
 
1 Die in der Polizze genannte Versicherungssumme hat dem Versicherungswert zu entsprechen und ist 

nachzuweisen. 
 

Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungswert (Neuwert) von versicherten Sachen gleicher Art und Güte 
inklusive von Zoll-, Fracht- und Transportkosten. 



 
 

 
2 Ist der Wiederbeschaffungswert nicht zu ermitteln, so ist die Summe der Aufwendungen maßgebend, die 

notwendig ist, die Sache herzustellen oder zu beschaffen. 
 
3 Ist die Versicherungssumme niedriger als der tatsächliche Versicherungswert, so wird nur der Teil des gemäß § 5 

dieser Bedingungen ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält, wie die 
Versicherungssumme zu dem tatsächlichen Versicherungswert. 

 
 
§ 5 Entschädigungsberechnung 
 

Bei völliger Zerstörung (als völlig zerstört gilt ein Gegenstand, wenn die Reparaturkosten den Zeitwert zum 
Zeitpunkt der Schadenfeststellung erreichen oder übersteigen ) oder Verlust des versicherten Gegenstandes 
ersetzt der Versicherer den Zeitwert. 
Als Zeitwert gilt der Wiederbeschaffungswert abzüglich Wertminderung durch Alter und Abnützung. 
 
Im Falle von Beschädigung oder Verlust von Teilen des versicherten Gegenstandes ersetzt der Versicherer die 
zum Zeitpunkt der Schadenfeststellung notwendigen Kosten der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der 
beschädigten oder verlorenen Teile, jedoch nur im Verhältnis der Versicherungssumme zum Neuwert . 
Die Abzüge „neu für alt“ entfallen. 
 
Ein allfälliger Wert des Altmaterials wird bei der Entschädigungsleistung in Abzug gebracht. 

 
Aufwendungen durch nicht schadenbedingte Änderungen oder Verbesserungen gehen zu Lasten des 
Versicherungsnehmers. 

 
 
§ 6 Wechsel der versicherten Sachen 
 

Erlangt der Versicherungsnehmer Kenntnis davon, dass eine gemäß § 1 Ziffer 2 dieser Bedingungen in der 
Polizze  genannte Sache durch eine andere Sache ersetzt wird, so hat er diese Änderung den Versicherern 
unverzüglich anzuzeigen. 

 
Ist die andere Sache dann von geringerer oder gleicher Art und Güte, so besteht vorläufiger Versicherungsschutz 
ab Beginn der Gefahrtragung durch den Versicherungsnehmer. Der vorläufige Versicherungsschutz endet mit 
Abschluss der Verhandlungen zur Versicherung der anderen Sache, spätestens jedoch nach Ablauf eines Monats 
ab Anzeige der Änderung bei den Versicherern. 
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